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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

Omnibus IV: EU-Kommission will Verwaltungskosten für Unternehmen 
weiter senken 

Die Europäische Kommission schlägt vor, die jährlichen Verwaltungskosten für 
Unternehmen um weitere 400 Millionen Euro zu senken, zusätzlich zu den durch 
frühere Vereinfachungsbemühungen angestrebten 8 Milliarden Euro.  

Wie die EU-Kommission aktuell mitteilt, sollen Verwaltungskosten für 
Unternehmen um zusätzlich 400 Millionen Euro jährlich gesenkt werden. Eine 
neue Kategorie von Small-Mid-Caps (SMC) wird die Einhaltungspflichten 
erleichtern und somit Ressourcen für Wachstum und Investitionen im gesamten 
Binnenmarkt freisetzen. 

Unter die neue Kategorie „Small Midcaps“ (SMC) fallen fast 38.000 Unternehmen 
in der EU, die zwischen 250 und 750 Beschäftigte haben und entweder 150 
Millionen Euro Umsatz oder bis zu 129 Millionen Euro Gesamtvermögen 
aufweisen. Bisher werden KMU, wenn sie mehr als 250 Mitarbeiter beschäftigen, 
zu Großunternehmen - mit den damit einhergehenden strengeren Compliance-
Regeln. 

Diese Unternehmen werden zum ersten Mal Zugang zu bestimmten bestehenden 
KMU-Vorteilen erhalten. Dazu gehören spezifische Ausnahmen im Rahmen der 
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) oder vereinfachte Vorschriften, die die 
Notierung an der Börse einfacher und kostengünstiger machen. 

Fundstelle 

Pressemitteilung der EU-Kommission vom 21. Mai 2025.  

https://germany.representation.ec.europa.eu/news/eu-kommission-will-verwaltungskosten-fur-unternehmen-um-400-millionen-euro-jahrlich-senken-2025-05-21_de
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 22. Mai 2025 

 
 
Erfolgen innerhalb von fünf Jahren nach dem jeweiligen 
Grundstückserwerb weder Grundstücksveräußerungen noch diese 
vorbereitende Maßnahmen, kann bei Veräußerung einer 
zweistelligen Anzahl von Objekten im sechsten Jahr aufgrund der 
besonderen Umstände des Einzelfalls ein gewerblicher 
Grundstückshandel zu verneinen sein (Abgrenzung zum Urteil des 
Bundesfinanzhofs vom 15.06.2004 - VIII R 7/02, BFHE 206, 388, 
BStBl II 2004, 914). 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 031/25. 
 
 
 
 
 
 
Sonstige Rücklagen im Sinne von § 28 Abs. 1 Satz 3 des 
Körperschaftsteuergesetzes (KStG) sind alle Rücklagen, die nicht 
im steuerlichen Einlagekonto im Sinne von § 27 Abs. 1 KStG 
erfasst sind. Eine vom Sonderausweis auszunehmende "Einlage 
der Anteilseigner" setzt nicht voraus, dass sie im steuerlichen 
Einlagekonto erfasst ist. 
  
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
Das zuständige Hauptzollamt für Entlastungsanträge nach den 
§§ 9a, 9b und 10 des Stromsteuergesetzes sowie nach den §§ 54 
und 55 des Energiesteuergesetzes richtet sich grundsätzlich nach 
dem satzungsmäßigen Sitz des Unternehmens. Dabei ist auf die 
kleinste rechtlich selbständige Einheit abzustellen. § 26 der 
Abgabenordnung setzt voraus, dass die bisher zuständige 
Finanzbehörde mit der Bearbeitung des konkreten 
Verwaltungsverfahrens bereits begonnen hat. Die Prüfung der 
örtlichen Zuständigkeit stellt kein solches Tätigwerden dar. Die 
nach deutschem Recht bestehende Verpflichtung, strom- und 
energiesteuerrechtliche Entlastungsanträge bei der zuständigen 
Behörde zu stellen, verletzt nicht den unionsrechtlichen 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz. 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 033/25. 
 
 

Beschluss III R 14/23: 
Erweiterte Kürzung und 
Drei-Objekt-Grenze bei 
erstmaligen 
Grundstücksver-
äußerungen im 
sechsten Jahr 
 
 
 
 
20. März 2025 

Urteil VIII R 41/23: 
Voraussetzungen für 
die Bildung und 
Feststellung eines 
Sonderausweises 
gemäß § 28 Abs. 1 
Satz 3 KStG 
 
 
 

25. Februar 2025 
 

 

 Urteil VII R 23/22: 
Zuständiges 
Hauptzollamt nach 
Verschmelzung 
 
 
 
 
 
 
 

19. Dezember 2024 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510106/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/erweiterte-kuerzung-und-drei-objekt-grenze-bei-erstmaligen-grundstuecksveraeusserungen-im-sechsten-jahr/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510105/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520133/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/zustaendiges-hauptzollamt-nach-verschmelzung/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil III R 33/24 (III R 50/17): Vorteilsminderung bei der 1 %-Regelung, 
Sonderausgabenabzug von Kinderbetreuungskosten, 
Verfassungsmäßigkeit Kinderfreibetrag 2014 
23. Januar 2025 
Zum Urteil 
 
Urteil VII R 3/23: Feststellung des Nichtbestehens eines 
Rechtsverhältnisses nach dem GSA Fleisch 
14. Januar 2025 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 032/25. 
 
 
Urteil VIII R 2/23: Erlass von Säumniszuschlägen wegen sachlicher 
Unbilligkeit 
25. Februar 2025 
Zum Urteil 
 
Urteil III R 32/23: Kindergeld für ein im außereuropäischen Ausland 
studierendes Kind 
20. Februar 2025 
Zum Urteil 
 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Verzinsung von zu erstattenden Kapitalertragsteuerbeträgen 
Ausländische Anteilseignergesellschaften, denen einbehaltene 
Kapitalertragsteuer auf Gewinnausschüttungen nach Art. 5 der Mutter-Tochter-
Richtlinie i.V.m. § 50d Abs. 1 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes (EStG) a.F. 
(heute § 50c Abs. 3 Satz 1 EStG) zu erstatten ist, haben auf der Grundlage des 
Unionsrechts einen Verzinsungsanspruch, wenn ihnen die Erstattung der 
Steuerbeträge unter Verstoß gegen das Unionsrecht vorenthalten wird oder die 
Kapitalertragsteuer von vornherein unter Verstoß gegen das Unionsrecht 
einbehalten wird. Das hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 
Hintergrund 
Die Entscheidung dürfte eine beträchtliche finanzielle Tragweite für den Fiskus 
haben. In der Vergangenheit hatte das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) 
vielen ausländischen Anteilseignern die Erstattung von Kapitalertragsteuer unter 
Berufung auf § 50d Abs. 3 EStG (i.d.F. des Jahressteuergesetzes 2007 vom 
13.12.2006, BGBl I 2006, 2878, BStBl I 2007, 28) verweigert, was nach den 
Entscheidungen des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) Deister 
Holding und Juhler Holding vom 20.12.2017 - C 504/16 und C 613/16 
(EU:C:2017:1009) jedoch gegen das Unionsrecht verstieß. In all diesen Fällen 
kann es nunmehr zur Festsetzung von Zinsen kommen. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520138/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520134/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/fremdpersonalverbot-in-der-fleischwirtschaft/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520136/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520137/
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Sachverhalt 
Im Streitfall hatte eine deutsche Aktiengesellschaft (AG) Gewinnausschüttungen 
an eine österreichische Muttergesellschaft vorgenommen. 
Für drei der Gewinnausschüttungen wurde die Erstattung der von der AG 
einbehaltenen Kapitalertragsteuer im Erstattungsverfahren vom BZSt unter 
Verstoß gegen das Unionsrecht gemäß § 50d Abs. 3 EStG 2007 abgelehnt. Für 
eine weitere Gewinnausschüttung war der österreichischen Muttergesellschaft 
zunächst eine sog. Freistellungsbescheinigung erteilt worden, nach der die AG 
keine Kapitalertragsteuer hätte einbehalten müssen. 
Diese Freistellungsbescheinigung wurde vom BZSt unter Berufung auf § 50d Abs. 
3 EStG 2007 in unionsrechtswidriger Weise widerrufen. Das BZSt hatte nach 
Ergehen der EuGH-Entscheidung Deister Holding und Juhler Holding die 
Kapitalertragsteuer im Rahmen der zeitweise ruhenden Einspruchsverfahren 
erstattet. Die allein streitgegenständlichen Verzinsungsanträge der 
österreichischen Muttergesellschaft hatte es abgelehnt. 
Eine Verzinsung für erstattete Kapitalertragsteuerbeträge sei nicht zu gewähren, 
wenn die Steuer unter Abhilfe eines Einspruchs erstattet werde. 
Das Finanzgericht Köln gab der Klage hingegen teilweise statt (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH entschied, dass der österreichischen Muttergesellschaft eine Verzinsung 
nach dem unionsrechtlichen Zinsanspruch zustehe. 
Der Zinslauf beginne in Fällen, in denen ohne ein vorheriges 
Freistellungsbescheinigungsverfahren die Erstattung der Kapitalertragsteuer 
beantragt und im Erstattungsverfahren in unionsrechtswidriger Weise 
vorenthalten werde, drei Monate nach der Einreichung eines formal 
ordnungsgemäßen Erstattungsantrags. Er ende mit dem Tag der Auszahlung des 
Erstattungsbetrags. 
In Fällen, in denen eine zunächst erteilte Freistellungsbescheinigung unter 
unionsrechtswidriger Bezugnahme auf § 50d Abs. 3 EStG 2007 vom BZSt 
widerrufen werde, beginne der Zinslauf mit dem Tag des Einbehalts der 
Kapitalertragsteuer durch die AG und ende mit dem Tag der Auszahlung des 
Erstattungsbetrags. 
Schließlich klärte der BFH, dass die Zinsen für die jeweiligen 
Verzinsungszeiträume taggenau und für Verzinsungszeiträume vor dem 
01.01.2019 mit 6% p.a. zu berechnen sind. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 25. Februar 2025 (VIII R 32/21), veröffentlicht am 15. Mai 
2025, vgl. die Pressemitteilung 030/25. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 
Für Zwecke des § 1 Abs. 3 GrEStG ist die Beteiligung am 
Gesellschaftskapital maßgeblich 
Das Finanzgericht Münster hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass für den 
„Anteil der Gesellschaft“ i. S. d. § 1 Abs. 3 GrEStG auch bei einer unmittelbaren 
Beteiligung an einer grundbesitzenden Personengesellschaft auf die 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228865/eu-rechtswidrig-einbehaltene-steuern-sind-mit-6-zu-verzinsen/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510101/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/verzinsung-von-zu-erstattenden-kapitalertragsteuerbetraegen/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/248978/interest-on-withholding-tax-levied-in-breach-of-eu-law/
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vermögensmäßige Beteiligung am Gesellschaftskapital und nicht auf die 
gesamthänderische Mitberechtigung am Gesellschaftsvermögen (sog. Pro-Kopf-
Betrachtung) abzustellen ist. 
Sachverhalt 
Die Klägerin war Kommanditistin einer grundbesitzenden GmbH & Co. KG und zu 
100 % an deren Vermögen beteiligt. Die Komplementär-GmbH war am Kapital 
der KG nicht beteiligt. Im Zuge einer konzerninternen Umstrukturierung wurden im 
Jahr 2014 sämtliche Gesellschaftsanteile an der Komplementär-GmbH in die 
Klägerin eingebracht.  
Das Finanzamt für Groß- und Konzernbetriebsprüfung gelangte zu dem Ergebnis, 
dass die Klägerin aufgrund der Anteilseinbringung im Hinblick auf die KG einen 
Erwerbsvorgang nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG verwirklicht habe. Die Klägerin 
vertrat demgegenüber die Auffassung, dass bereits kein grunderwerbsteuerbarer 
Erwerbsvorgang vorgelegen habe.    
Richterliche Entscheidung 
Das Finanzgericht Münster hat der Klage stattgegeben. Die Einbringung des 
Anteils an der am Kapital der KG nicht beteiligten Komplementär-GmbH in die 
Klägerin habe nicht zu einem steuerlich relevanten Erwerbsvorgang geführt, da 
die Klägerin bereits zuvor mindestens 95 % (nämlich 100 %) der Anteile an der 
KG gehalten habe.  
Zwar entspreche es der bisherigen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs, für 
den Fall der unmittelbaren Beteiligung an einer Personengesellschaft auf die 
gesamthänderische Mitberechtigung abzustellen. So habe der Bundesfinanzhof 
ausgeführt, dass auch der Gesellschafter einer Personengesellschaft, der keinen 
Anteil am Gesellschaftskapital halte, also am Wert des Gesellschaftsvermögens 
nicht beteiligt sei, gesamthänderischer Mitinhaber der zum 
Gesellschaftsvermögen gehörenden Sachen, Forderungen und Rechte sei. Dem 
einzelnen Gesellschafter sei es gem. § 719 Abs. 1 BGB in der bis zum 
31.12.2023 geltenden Fassung verwehrt, über seinen Anteil am 
Gesellschaftsvermögen und an den einzelnen dazu gehörenden Gegenständen 
zu verfügen. Dass solche Verfügungen daher nur gemeinsam „zur gesamten 
Hand“ getroffen werden könnten, sei für Zwecke des § 1 Abs. 3 GrEStG 
entscheidend.  
Von dieser Ansicht habe sich der Bundesfinanzhof jedoch in einem obiter dictum 
distanziert und ausgeführt, dass viel dafür spreche, als „Anteil der Gesellschaft“ 
auch für die unmittelbare Beteiligung an einer grundbesitzenden 
Personengesellschaft auf die Beteiligung am Gesellschaftskapital abzustellen 
(Urteil vom 27. Mai 2020 II R 45/17, BFHE 270, 247, BStBl. II 2021, 315, Rz. 21 
a.E.). Da es im damaligen Urteil des Bundesfinanzhofs um eine mittelbare 
Anteilsvereinigung gegangen sei, habe dieser die Rechtsfrage für den Fall der 
unmittelbaren Beteiligung jedoch nicht entschieden.  
Für die mittelbare Anteilsvereinigung habe der Bundesfinanzhof ursprünglich 
(ebenfalls) die Ansicht vertreten, dass es bei einer zwischengeschalteten 
Personengesellschaft auf die gesamthänderische Mitberechtigung am 
Gesellschaftsvermögen ankommen und die Anteile, die eine KG an einer anderen 
Gesellschaft halte, nicht dem allein kapitalbeteiligten Kommanditisten 
zugerechnet werden könnten. Hieran halte der Bundesfinanzhof inzwischen 
jedoch nicht mehr fest. 
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ZUM SEMINAR 

Nach Auffassung des Finanzgerichts sei eine Unterscheidung zwischen 
mittelbarer und unmittelbarer Anteilsvereinigung nicht überzeugend. Es sei 
vielmehr naheliegend, die Sichtweise zur mittelbaren Beteiligung auf die 
unmittelbare Beteiligung an einer grundbesitzenden Personengesellschaft zu 
übertragen. Der allein am Vermögen beteiligte Gesellschafter habe die rechtliche 
Möglichkeit, seinen Willen in grunderwerbsteuerrechtlich erheblicher Weise 
durchzusetzen. Der mittelbarer Erwerb des Anteils des nicht am Vermögen 
beteiligten anderen Gesellschafters führe zu keiner Änderung dieser Situation.  
Fundstelle 
Finanzgericht Münster, Urteil vom 16. Januar 2025 (8 K 2751/21 F), siehe den 
Newsletter Februar 2025 des Finanzgericht; die Revision ist beim BFH unter dem 
Az. II R 5/25 anhängig. 
 

Business Meldungen 
 
Durchsetzung des DMA – Europäische Kommission verhängt gegen Apple und 
Meta erstmals Geldbußen 
 
Am 23. April 2025 verhängte die Europäische Kommission gegen Apple und Meta 
Geldbußen in Höhe von EUR 500 Mio. (Apple) und EUR 200 Mio. (Meta) wegen 
Zuwiderhandlungen gegen die Verordnung (EU) 2022/1925 (Digital Markets Acts, 
„DMA“). Den Geldbußen liegen die Feststellungen zugrunde, dass Apple durch 
die Gestaltung seines App Store und Meta durch das „Consent or Pay“-Modell der 
sozialen Netzwerke Facebook und Instagram gegen DMA-Verpflichtungen 
verstoßen haben. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 

 
Terminplaner 
  
Transfer Pricing Insights: CbCR 
Webinar, 18.06.2025 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 

 
 
 
 
 
 

 

 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

https://www.pwc-events.com/tp-insights-cbcr
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/249025/durchsetzung-des-dma-europaeische-kommission-verhaengt-gegen-apple-und-meta-erstmals-geldbussen/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

 
Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

 

Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: +49 171 7603269 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: +49 171 5503930 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
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Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
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